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1 Notwendigkeit eines Kohleausstieges 

323. September 2017

Das Pariser 
Klimaabkommen 
impliziert 
(nationale) 
Energiewende.

Kohleverstromung 
ist 1990-2016 aber 
nahezu konstant 
geblieben. 
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1 Notwendigkeit eines Kohleausstieges 

23. September 2017

Mit einer 

Fortführung der 

bisherigen 

Energiepolitik 

überschreitet 

Deutschland das 

zugewiesene 

Emissionsbudget 

bereits 2030.
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1 Notwendigkeit eines Kohleausstieges

23. September 2017

Globaler Klimawandel
• tiefgreifend und mit immensen Schäden verbundene 

Auswirkungen auf kurzer, mittlerer sowie langer Sicht

Verletzung des Pariser Klimaabkommens (COP 21)
• eine Budgetüberschreitung höhlt Deutschlands anvisierte

Vorbildfunktion und Forderungen nach internationaler Förderung

von Erneuerbaren Energien aus

Erhebliche Gesundheitliche Belastungen
• Quecksilber, Stickstoffoxid, Feinstaub führen zu Herz-Kreislauf-

und Atemwegserkrankungen sowie bleibenden kognitiven

Schäden besonders bei Neugeborenen und Kindern
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2 Nutzen eines Kohleausstieges

23. September 2017

Umwelt- und Gesundheitseffekte
• 2014 ca. 62,7% der Emissionen an hochtoxischem Quecksilber aus 

Kohlekraftwerken, mit neurokognitiven bzw. neuromotorischen 

Einschränkungen für Kinder, Säuglinge sowie Föten 

• 2014 ca. 16,8% der Stickoxidemissionen aus Kohleverstromung, 

Stickstoffoxide haben eine positive Korrelation mit Herz-Kreislauf-

Erkrankungen, Atemwegerkrankungen und einer erhöhten Mortalität  

Energiewirtschaftliche Effekte
• flexiblere Gaskraftwerke gewinnen dank höherer Auslastung an 

Profitabilität

• dekarbonisierte Sektorkopplung
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3 Herausforderungen eines 
Kohleausstiegs

23. September 2017

3.1 Auswirkungen auf Kraftwerke und Tagebaue

3.2 Strukturentwicklung in den Kohleregionen

3.3 Sicherstellen der Versorgungssicherheit 

• bei der Atomenergie jahrzehntelang eine zögerliche, nationale 

Energiepolitik 

• erst ein Atomausstiegskonsens hat Richtungssicherheit und 

Vertrauen in die Energiewende geschaffen 

• sozial- und wirtschaftsverträglicher Ausstiegspfad für Kohle 
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3.1 Auswirkungen auf Kraftwerke und Tagebaue 
3.3. Sicherstellen der Versorgungssicherheit 

23. September 2017
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3.2 Strukturentwicklung in den
Kohleregionen 

23. September 2017
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3.2 Altersstruktur der Beschäftigten

23. September 2017

• Der Großteil der Arbeitenden kann 

bei einem Kohleausstieg  in den  

nächsten 20 Jahren bis zur Rente in 

den Betrieben verbleiben, 

Austausch von Arbeitskräften kann 

innerhalb der Reviere  wegfallende 

Expertisen ausgleichen und sozial 

abfedernd wirken.

• Frühverrentungsprogramme für 

Beschäftigte ab einem Alter von 55 

Jahren (~10%) 

• Für ~20 % der Beschäftigten 

müssen neue Arbeitsplätze durch 

eine gezielte Regionalentwicklung 

geschaffen werden 

Umschulungskosten für circa 5.000 

Personen.
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4.1 Maßnahmen zur Reduktion der 
Kohleverstromung

23. September 2017

Möglichkeiten zur Reduzierung der 

Kohleverstromung

vor 1990 gebaute 

Braunkohlekraft-

werke abschalten 

älteste Braun- und 
Steinkohlekraft-
werke abschalten 

max. Strommengen 
oder max. CO2-
Mengen pro Jahr

Strukturwandelintensität

1 2 3
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4.1 Maßnahmen zur Reduktion der 
Kohleverstromung 

23. September 2017

• Die Auswahl des 

Instruments hat größere 

Verteilungseffekte als 

Auswirkungen auf die 

Gesamterzeugungskost

en des Stromsystems 

• Einige Instrumente 

wären mögliche 

Einnahmequellen für 

den Staat 
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4.1 Maßnahmen zur Reduktion der 
Kohleverstromung

23. September 2017

Kohleausstieg in 3 Phasen 

SRU/Stellungnahme Nr. xx–2017/Abb. 2

SRU/Stellungnahme Nr. xx–2017/Abb. 2

SRU/Stellungnahme Nr. xx–2017/Abb. 2
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4.2 Der Mehrwert eines Kohleausstieges 
im Konsens 

23. September 2017

• politisches und gesellschaftliches Vertrauen in Energiewende

minimiert Investitions- und gesetzgeberische Risiken

• Dialog mit Bundesländern, Gewerkschaften und Unternehmen

• Ausarbeitung eines konkreten Ausstiegspfads zur Abfederung des

sozialen Strukturwandels und Eröffnung neuer wirtschaftlicher

Perspektiven

Errichtung einer 

Kohlekommission
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Zusammenfassung

23. September 2017

• Es gibt geeignete Instrumenten für den benötigten Kohleausstieg; bspw. CO2-Grenzwerte, 
Kohleausstiegsgesetz oder Klimabeitrag. Die bisherige Sicherheitsbereitschaft war (für die Steuerzahler) 
eine sehr teure Option.

• Die Einführung eines (europäischen) CO2-Mindestpreises ist sinnvoll, hilft jedoch bei Preisen unterhalb von 
~30-40€/tCO2 nicht bei der Einhaltung des 2020 Klimaziels und der notwendigen Strukturierung des 
Braunkohleausstieges in Deutschland. 

• Es wäre nur ein geringer Anstieg des Börsenstrompreises zu erwarten; die Mehrheit der Akteure der 
Energiewirtschaft profitiert davon. Für Endkunden fällt der Effekt (durch die gleichzeitig fallende EEG-
Umlage) noch geringer aus. 

• Wichtige Aspekte sind die soziale Abfederung des Strukturwandels in den Revieren, Anpassung der 
Renaturierungspläne der Tagebaue, Sicherstellung der Finanzierung der Folgekosten durch die 
Bergbaubetreiber, Kommunikation mit den betroffenen BürgerInnen.

• Die beschleunigte, ungeplante Schließung von Kraftwerken und zugehörigen Tagebauen („Dominoeffekt“), 
kann durch blockweises Abschalten von Anlagen vermieden werden. 

• Aufgrund des langen Planungszeitraumes von bis zu zehn Jahren zur Anpassung der Braunkohleförderung 
sollte ein Kohleausstieg schnellstmöglich verabschiedet werden, um Strukturbrüche zu vermeiden und 
Planungssicherheit zu schaffen.
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